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„Es ist Zeit, in die Offensive zu gehen!“ 	
  
              
Anrede, 
 
wir senden Ihnen / Dir  
- unsere Stadtverbandszeitung GE – W 168 und 
- unsere Postkarte „Die Verantwortung für gute Bildung wird wie eine heiße Kartoffel 
hin- und hergeworfen“. 
 
Unser Heft enthält ein Füllhorn von Vorschlägen, wie Menschen und Institutionen des 
Bildungsbereichs gestärkt werden können. Wir nennen hier nur unsere Forderung für 
das erste Lebensjahrzehnt unserer Kinder: Kindertagesstätten und Grundschulen  
brauchen Personal für multiprofessionelle Teams. Denn Kinder aus bildungsfernen 
Familien benötigen vor allem im ersten Lebensjahrzehnt mehr Unterstützung.   
In der Zeitung haben wir  Informationen zum Fachkräftemangel in den Sozial- und 
Erziehungsberufen zusammengetragen. Sie finden dort auch die Sichtweisen der 
Beschäftigten in Gelsenkirchen, „auf deren Rücken“ das im Berufsalltag ausgetragen 
wird. Das ist höchst ungesund. 
 
In Gelsenkirchen kann von den neu ausgeschriebenen Stellen im Grundschulbereich 
nur noch jede vierte Stelle (ca. 25%) und im Sek.I-Bereich nur noch jede zweite 
(ca.50%) besetzt werden. Hinzu kommen übervolle Schulen, in denen Räume für die 
notwendige Differenzierung  nicht zur Verfügung stehen. In verschiedenen 
Presseartikeln wurden Zahlen veröffentlicht, die deutlich machen, dass die 
Bildungsinstitutionen  in Gelsenkirchen mit vielschichtigen Problemen zu kämpfen 
haben. 
 
Schon länger macht die GEW darauf aufmerksam, dass aufgrund fehlender 
Ressourcen junge Menschen verloren gehen. Ein Paradigmenwechsel in der 
Bildungspolitik ist dringend erforderlich. Wir fordern „Nachhaltige und strukturelle 
Veränderungen vor dem Hintergrund des demografischen Wandels“. Diese klare 
Aussage ist auch Titel eines Initiativpapiers der Oberbürgermeister des Ruhrgebiets 
aus dem Jahr 2004. 
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GEW Stadtverband Gelsenkirchen 
Essener Straße 88 – 45899 Gelsenkirchen 

 
 
An 
die Ministerin für Schule und Bildung 
Frau Yvonne Gebauer, 
Herrn Staatssekretär Richter 
Frau Ministerialdirigentin Blasberg-Bense 
  

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Forderungen der GEW Gelsenkirchen zur Bewältigung der 
besonderen Herausforderungen an den Berufskollegs! 
 
 
Sehr geehrte Frau Ministerin Gebauer, 
sehr geehrter Herr Staatssekretär Richter, 
sehr geehrte Frau Ministerialdirigentin Blasberg-Bense, 
 
als Bildungsgewerkschaft vertritt die GEW auch die Interessen der Lehrkräfte am 
Berufskolleg.  
Wir erinnern Sie an den KOALITIONSVERTAG FÜR NORDRHEIN-WESTFALEN 2017-2022:  
„Eine gute berufliche Bildung bleibt eine der besten Voraussetzungen für ein 
selbstbestimmtes und zufriedenes Leben. ... Sie ist der optimale Weg, Jugendarbeitslosigkeit 
zu verhindern und die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit zu stärken. 
Wir wollen die Rahmenbedingungen für die berufliche Bildung wieder deutlich verbessern“ 
(Seite 2).  
Wir verstehen unsere Forderungen als hautnah - konkreten Beitrag „von unten“, NRW 
tatsächlich zum „Land des Aufstiegs durch Bildung“ zu machen. Das wird nur gelingen mit  

Stadtverband Gelsenkirchen 
Ortsverband Gladbeck 
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In der GEW 168 auf Seite 23 finden Sie „A40 – boulevard of broken dreams“. Hier 
wird deutlich, wie lange die Politik über das Thema redet und redet ohne in die 
offensive Umsetzung zu gehen. 
 
Die GEW teilt die Bewertung, die die SPD/NRW in ihrem Grundsatzpapier  
„Leitthema: Aufstiegschancen durch Bildung“ äußert: „Wir haben in den meisten 
Themen kein Erkenntnisproblem, sondern ein Umsetzungsproblem. Deshalb werden 
wir unsere Ziele konkret und konsequent formulieren, die notwendigen 
Umsetzungsschritte beschreiben und mit Geld hinterlegen.“ 
 
Am 18.11.2019 äußerte der DGB – Vorsitzende Reiner Hoffmann: Wir können es uns 
nicht länger leisten, den Wohlstand künftiger Generationen durch eine veraltete 
Infrastruktur und ein unterfinanziertes Bildungssystem zu gefährden ...  Für den DGB 
ist klar: Damit Investitionen wirken können, brauchen wir deutlich mehr Personal in 
Kitas, Schulen und Behörden. (1) 
 
Das „Gelsenkirchener Modell“ will „Jedem Kind seine Chance geben“. Es ist 
allerhöchste Zeit für die politisch Verantwortlichen unserer Stadt – für den Rat, für 
unsere Landtags- und Bundestagsabgeordneten – dafür in die Offensive zu gehen.  
 
Auch der Städtetag NRW fordert in seiner schriftlichen Stellungnahme in der 
Anhörung zum Antrag der Fraktion der SPD „New Deal – Zuständigkeiten und 
Finanzierung klar regeln und das Wirrwarr im Bildungsbereich beenden“ eine 
„Sozialindizierte Ressourcenverteilung“. (2) 
 
Es braucht einen „wind of change“ in Sachen „schwarze Null“ und „Schuldenbremse“. 
Die Erhöhung der Investitionen in qualitativ hochwertige Bildungsmaßnahmen und 
Arbeitsbedingungen kann nicht allein von Land und Kommunen geschultert werden. 
Seit einem Jahrzehnt und mehr ist die Rede von einer neuen 
Verantwortungszuteilung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden – von einer 
gesamtstaatlichen Bildungsstrategie.  
 
Wir regen an, ganz praktisch miteinander über die bekannten strukturellen Probleme 
der Bildung und den notwendigen Initiativen der Politik in Gelsenkirchen in einen 
Austausch einzutreten. Da stellt sich auch die Frage: Wie kann die notwendige 
Bildungsressource im Rahmen des  Konnexitätsausführungsgesetz (Artikel 78 Abs. 3 
der Verfassung des Landes NRW) (3) und im Rahmen des Grundgesetzartikels 104 
C im Bundestag eingefordert werden? 
 
Sehr geehrte Frau …../Sehr geehrter Herr…… die GEW Gelsenkirchen lädt Sie/Dich 
herzlich ein, mit uns am 19. März 2020 in einen Dialog einzutreten. Thema des 
Abends wird sein: „Bildung in GE. Attraktiv machen!“. Referent ist der Dipl. Soz. 
Volker Kersting. Die Veranstaltung findet in der Zeit von 18:00 Uhr bis 20:00 Uhr im 
DGB-Haus der Jugend, Gabelsberger Str. 12, 45879 Gelsenkirchen statt. Unsere 
Einladung an Sie/Dich ist in der Anlage beigefügt. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Britta Logermann     Lothar Jacksteit 
 
 
         
 i. A. Gerd Weidemann 
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Anmerkung 1: 
 
BDI und DGB verlangen ambitionierte Investitionsoffensive der öffentlichen Hand 
Gemeinsame Pressemitteilung des Bundesverbands der Deutschen Industrie (BDI) und des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) 

• Dieter Kempf und Reiner Hoffmann fordern verlässliche und deutlich höhere 
Zukunftsausgaben des Staats 

• Industrie-Präsident will Ursachen der Wachstumsschwäche angehen 
• DGB-Chef will Arbeitsplätze von morgen und den sozialen Zusammenhalt sichern 

18.11.2019 
 
 
Anmerkung 2: 
 
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMST17-
2115.pdf 
 
 
Anmerkung 3: 
 

 
Gemeindeordnung NRW 
§ 1 Wesen der Gemeinden 
Die Gemeinden sind die Grundlage des demokratischen Staatsaufbaues. Sie fördern das Wohl der 
Einwohner in freier Selbstverwaltung durch ihre von der Bürgerschaft gewählten Organe. Sie handeln 
zugleich in Verantwortung für die zukünftigen Generationen. 

 
 
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 
Art 104c  
Der Bund kann den Ländern Finanzhilfen für gesamtstaatlich bedeutsame Investitionen sowie 
besondere, mit diesen unmittelbar verbundene, befristete Ausgaben der Länder und Gemeinden 
(Gemeindeverbände) zur Steigerung der Leistungsfähigkeit der kommunalen Bildungsinfrastruktur 
gewähren. ... Zur Gewährleistung der zweckentsprechenden Mittelverwendung kann die 
Bundesregierung Berichte und anlassbezogen die Vorlage von Akten verlangen.  
 
 
Verfassung des Landes Nordrhein-Westfalen 
Artikel 78  „Konnexitätsausführungsgesetz zur Regelung eines Kostenfolgeabschätzungs- 
und eines Beteiligungsverfahrens“  
§ 1 Anwendung des Konnexitätsprinzips 
(1) Führt die Übertragung neuer oder die Veränderung bestehender und übertragbarer Aufgaben durch Gesetz 
oder Rechtsverordnung zu einer wesentlichen Belastung der davon betroffenen Gemeinden und 
Gemeindeverbände, ist ein entsprechender finanzieller Ausgleich (Belastungsausgleich) einschließlich eines 
Verteilschlüssels zu schaffen. Hierzu ist gleichzeitig aufgrund einer Kostenfolgeabschätzung der Ersatz der 
entstehenden notwendigen, durchschnittlichen Aufwendungen durch Gesetz oder Rechtsverordnung in 
pauschalierter Form zu regeln (Belastungsausgleichsgesetz oder -rechtsverordnung). 
§ 3 Kostenfolgeabschätzung 

• Der Kostenfolgeabschätzung sind die bei wirtschaftlicher Verwaltungstätigkeit entstehenden 
notwendigen, durchschnittlichen Kosten zugrunde zu legen. 

• Für die Prognose ... sind die Kosten der übertragenen Aufgabe, die Einnahmen und die anderweitigen 
Entlastungen zu schätzen. Diese Ermittlungen sind schriftlich zu dokumentieren. 

(3) Zur Ermittlung der geschätzten Kosten der übertragenen Aufgabe sind die folgenden Schritte 
durchzuführen: 

1. Sämtliche Umstände der Durchführung der Aufgabe (z.B. Zahl der Leistungsempfänger, 
Zahl der Leistungsprozesse, benötigte Verwaltungsressourcen) sind zu beschreiben. Ist 
beabsichtigt, durch Ausführungsvorschriften besondere Anforderungen an die 
Aufgabenerfüllung (z.B. Häufigkeit von Kontrollen, Anzahl zu untersuchender Stichproben) 
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zu stellen, ist dies bei der Kostenermittlung zu berücksichtigen; sind derartige Anforderungen 
nicht vorgesehen, ist dies zu dokumentieren. 
2. Die künftig auf der Grundlage des Gesetzentwurfs zur Aufgabenübertragung zu 
bewirkenden Leistungen an Dritte (Sozialleistungen, Beihilfen, Subventionen usw.) sind nach 
Höhe und Fallzahlen pauschal zu schätzen. 
3. Der Personalaufwand ist zu errechnen, indem die durchschnittlichen Kosten der mit der 
Wahrnehmung der Aufgabe betrauten Mitarbeiter mit dem geschätzten durchschnittlichen 
Zeitaufwand multipliziert werden; bei der Berechnung kann auf Erfahrungswerte des Landes 
oder anderer Stellen zurückgegriffen werden. 
4. Der Sachaufwand ist für einen Büroarbeitsplatz mit einem pauschalen Zuschlag in Höhe 
von 10 vom Hundert auf den Personalaufwand oder mit einer Sachkostenpauschale zu 
veranschlagen; der sonstige aufgabenspezifische Sachaufwand ist zu schätzen. Die 
Verwaltungsgemeinkosten sind nur zu berücksichtigen, wenn sie sich durch die 
Aufgabenübertragung voraussichtlich erhöhen; dann ist ein Zuschlag von bis zu 10 vom 
Hundert auf den Personalaufwand anzusetzen. 

5. Der Aufwand für Investitionen, soweit diese ersichtlich für die Erfüllung der Aufgabe zu tätigen sind, ist bei 
der Ermittlung der Kosten gleichfalls zu berücksichtigen 
 
 
Schulgesetz für das Land NRW 
§ 5 Öffnung von Schule, Zusammenarbeit mit außerschulischen Partnern 
 
(1) Die Schule wirkt mit Personen und Einrichtungen ihres Umfeldes zur Erfüllung des schulischen Bildungs- 
und Erziehungsauftrages und bei der Gestaltung des Übergangs von den Tageseinrichtungen für Kinder in die 
Grundschule zusammen.  

(2) Schulen sollen in gemeinsamer Verantwortung mit den Trägern der öffentlichen und der freien Jugendhilfe, 
mit Religionsgemeinschaften und mit anderen Partnern zusammenarbeiten, die Verantwortung für die Belange 
von Kindern, Jugendlichen und jungen Volljährigen tragen, und Hilfen zur beruflichen Orientierung geben.  

(3) Vereinbarungen nach den Absätzen 1 und 2 bedürfen der Zustimmung der Schulkonferenz. 
 
 
 
 
 


